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Stärkung der 
häuslichen Pflege 

In Anbetracht der demografischen Entwicklung, der steigenden Zahl 
pflegebedürftiger Menschen und der Kostenentwicklung im Gesund-
heits- und Pflegebereich hat die häusliche Pflege in den letzten Jahr-
zehnten zunehmend an Bedeutung gewonnen. Seit Anfang der 2000er 
Jahre existieren im politischen Raum Überlegungen, die Vereinbarkeit 
von Erwerbstätigkeit und Pflege durch weitreichendere Freistellung-
möglichkeiten zu verbessern und das familiäre Pflegepersonenpoten-
tial stärker zu aktivieren. 

Michael Kossens unterzieht das seit Mitte 2008 geltende Pflegezeit-
gesetz – als (versuchten) Beitrag zu einer Vereinbarkeit von Erwerbs-
arbeit und Pflege – einer multidisziplinären Analyse und arbeitet dabei 
gezielt heraus, wo Novellierungsbedarf besteht. Insbesondere geht er 
der Frage nach, ob das Pflegezeit- und das Familienpflegezeitgesetz 
wirklich einen signifikanten Beitrag zur besseren Vereinbarkeit von Er-
werbstätigkeit und familiärer Pflege zu leisten vermögen. Dabei wer-
den zunächst die Lebenslagen von Pflegebedürftigen und Pflegenden 
im Rahmen eines Literaturdiskurses sowie die bisherigen (eher kurso-
rischen) Untersuchungen zur Wirkung des Pflegezeitgesetzes darge-
stellt. 

Ausgehend von dem dazu vorhandenen Datenmaterial arbeitet Kos-
sens den Änderungsbedarf beim Pflegezeitgesetz heraus. Dabei 
macht er die Schwachstellen des geltenden Gesetzes deutlich: Die zu 
kurze Pflegezeit mit einer Begrenzung auf sechs Monate, der zu eng 
gefasste Personenkreis mit Anspruchsberechtigung sowie die man-
gelnde finanzielle Flankierung während der Pflegezeit. 
Abschließend wird auch das ab 1. Januar 2012 geltende Familienpfle-
gezeitgesetz einer kritischen Würdigung unterzogen und werden Emp-
fehlungen für dessen Weiterentwicklung unterbreitet.

Der Autor:
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Mitarbeiter im Deutschen Bundestag derzeit in der Niedersächsischen 
Staatskanzlei. Er ist Herausgeber und Autor von über 40 Fachbüchern 
sowie Verfasser zahlreicher Aufsätze und Urteilsanmerkungen.
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1. Kapitel – Einleitung, Problemstellung, 

Untersuchungsgegenstand 

I.  Einleitung 

Zum 1.8.2008 ist das Pflegezeitgesetz in Kraft getreten. Danach 

haben Beschäftigte, die ihre pflegebedürftigen Verwandten in 

häuslicher Umgebung pflegen, Anspruch auf Freistellung von der 

Arbeit gegenüber ihrem Arbeitgeber. Eindimensional betrachtet ist 

das Pflegezeitgesetz ein arbeitsrechtliches Normengefüge, das 

unabdingbare Freistellungs- und Kündigungsschutzrechte der 

Beschäftigten gegenüber ihren Arbeitgebern gewährt. Darin er-

schöpft sich das Pflegezeitgesetz aber nicht. Das Pflegezeitgesetz 

ist vielmehr im Kontext der Pflegesituation in Deutschland, dem 

Anteil der familiären Pflege an der Gesamtversorgung pflegebe-

dürftiger Menschen und dem prognostizierten Anstieg der Zahl 

pflegebedürftiger Menschen zu betrachten. Das Pflegezeitgesetz 

ist zudem ein anschauliches Beispiel für ein „Kompromissgesetz“, 

das die unterschiedlichen Positionen der in der 16. Legislaturperi-

ode die Regierung tragenden Fraktionen von CDU/CSU und SPD 

verknüpft. So steht einem relativ weitgehenden Sonderkündi-

gungsschutz für Personen, die für die Pflege eines nahen Angehö-

rigen übernehmen, ein arbeitsrechtlicher Freistellungsanspruch 

gegenüber, den die Arbeitgeber grundsätzlich nur durch eine un-

entgeltliche Freistellung erfüllen müssen. 

Gesetzgeberisches Ziel des Pflegezeitgesetzes war die Verbesse-

rung der Vereinbarkeit von Erwerbstätigkeit und Pflege und die 

Verbesserung der Lage der pflegebedürftigen Menschen, die 

größtenteils den Wunsch hegen, nicht im Pflegeheim, sondern in 

der eigenen Wohnung gepflegt zu werden. In Anbetracht des 

prognostizierten Anstiegs der Zahl der Pflegebedürftigen sollten 

dadurch die Rahmenbedingungen für die familiäre Pflege durch 

nahe Angehörige verbessert werden. Diese Absicherung der 
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häuslichen Pflege stellt in Anbetracht der demografischen Ent-

wicklung und der prognostizierten Erhöhung der Zahl der Pflege-

bedürftigen eine große Herausforderung dar.  

Die grundsätzliche Zielrichtung des Pflegezeitgesetzes wurde von 

allen politischen Parteien und Institutionen unterstützt, die konkre-

te Umsetzung im Pflegezeitgesetz aber zum Teil vehement abge-

lehnt. Insbesondere die FDP und der Wirtschaftsflügel der Union 

sowie die mittelständische Wirtschaft haben die im Pflegezeitge-

setz enthaltenen Freistellungsansprüche der Beschäftigten abge-

lehnt. Nach deren Auffassung sind die Arbeitgeber bereits durch 

eine Vielzahl von Freistellungsansprüchen wegen Urlaubs, Eltern-

zeit, Mutterschutz usw. erheblich in ihrer personellen Dispositions-

freiheit eingeschränkt, so dass weitere Freistellungsansprüche die 

unternehmerischen Freiheiten zusätzlich einengen würden. Zu-

dem wurde von den Gegnern eines neuen gesetzlichen Freistel-

lungsanspruch auf den „Monitor Familienfreundlichkeit“ aus dem 

Jahr 2006 verwiesen, wonach mehr als ein Drittel der Unterneh-

men den Arbeitnehmern bereits schon damals Auszeiten zur Pfle-

ge von Angehörigen ermöglichten und insofern – so die Schluss-

folgerung aus diesem Befund – eine gesetzliche Regelung über-

haupt nicht notwendig sei1.  

Die Notwendigkeit einer gesetzlichen Regelung resultierte u.a. aus 

Umfragen bei den Beschäftigten. Diese waren überwiegend der 

Auffassung, dass es nicht unerheblichen Verbesserungsbedarf bei 

der Vereinbarung von Erwerbsarbeit und Pflege gebe. Diese ne-

gativen Befragungsergebnisse haben sich auch nach Inkrafttreten 

des Pflegezeitgesetzes nicht signifikant verbessert. Im Jahr 2010 

schätzten nur 7% die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf als gut 

an, dagegen waren rd. drei Viertel der Befragten und sogar 86% 

der pflegenden Angehörigen der Auffassung, dass sich Erwerbstä-

tigkeit und Pflege nicht gut vereinbaren lassen2. Insofern – so ein 

                                                 
1  DIHK, Ergebnis einer Umfrage bei IHKs, Rechtsausschuss und Mittelstands-

ausschuss zur Pflegezeit 
2  Institut für Demoskopie Allensbach (2010), S. 5 
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erster vorläufiger Befund – ist mit der Verabschiedung des Pflege-

zeitgesetzes kein wirklich entscheidender Beitrag zur Lösung der 

Vereinbarkeitsproblematik geschaffen worden.  

II.  Problemstellung 

Demografische Veränderungen, eine Zunahme der Zahl der Pfle-

gebedürftigen und die damit verbundenen Unsicherheiten hinsicht-

lich der Frage, ob die familiäre Pflege als eines der zentralen Pfle-

gearrangements auch zukünftig gewährleistet werden kann, waren 

entscheidende Überlegungen bei der Einführung des Pflegezeit-

gesetzes. Zudem konnte nach den Ergebnissen der Unterneh-

mensbefragung des Zentrums für Qualität in der Pflege in den 

zurückliegenden Jahren ein stetiger Anstieg von erwerbstätigen 

Pflegenden festgestellt werden3. Dies führt dazu, dass die Verein-

barkeit von Erwerbstätigkeit und Pflege zunehmend an Bedeutung 

gewinnt. Ein Großteil der Pflegebedürftigen möchte zudem im 

Pflegefall in den eigener Wohnung verbleiben. Und nicht zuletzt 

gilt es zu berücksichtigen, dass die stationäre Pflege deutlich teu-

rer ist als die Angehörigenpflege.  

Diese Rahmenbedingungen haben den Gesetzgeber veranlasst, 

das Pflegezeitgesetz zu schaffen, mit dem die Vereinbarkeit von 

Pflege und Beruf verbessert und die häusliche Pflege gestärkt 

werden sollte. „Wunsch und Wirklichkeit – beim neuen Pflegezeit-

gesetz weit voneinander entfernt“, so lautete die Überschrift eines 

Aufsatzes in einer Gewerkschaftszeitschrift kurz nach Inkrafttreten 

des Pflegezeitgesetzes. Der Wunsch der Verfechter eines Pflege-

zeitgesetzes war darauf gerichtet, dass den Beschäftigten, die ihre 

nahen Angehörigen pflegen, ein arbeitsrechtlicher Freistellungs-

anspruch gegenüber ihrem Arbeitgeber gewährt würde, mit deren 

Hilfe die Pflege ohne die Befürchtung sichergestellt werden kann, 

das Arbeitsverhältnis zu gefährden. Die Wirklichkeit des Pflege-

zeitgesetzes sieht genau dieses vor, begrenzt den Anspruch auf 

                                                 
3  Zentrum für Qualität in der Pflege (2011), S. 1 
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Pflegezeit aber auf max. sechs Monate. In Anbetracht der durch-

schnittlichen Pflegebedürftigkeit von rd. zwei Jahren wird die 

sechsmonatige Begrenzung der Dauer der Pflegezeit aber als 

unzureichend erachtet4.  

Als ebenfalls problematisch wird die grundsätzliche Unentgeltlich-

keit der Pflegezeit gesehen, da viele Familien gerade im unteren 

Einkommenssegment nicht über die finanziellen Möglichkeiten 

verfügen, um eine sechsmonatige Einkommenslosigkeit zu ver-

kraften5. Wunsch und Wirklichkeit sind nach Meinung vieler Kriti-

ker also weit voneinander entfernt. Lüdecke und Mnich haben die 

auch in dieser Arbeit zu untersuchende Problematik wie folgt be-

schrieben6:  

„Die mit dem Pflegezeitgesetz eingeführte Möglichkeit, die Erwerbstätigkeit 
kurzzeitig – jedoch unbezahlt – für häusliche Pflegeaufgaben zu unterbre-
chen, stellt für die Mehrheit der pflegenden Angehörigen, nämlich den 
Frauen und Töchtern, keine echte Lösungsmöglichkeit dar. Neben den fi-
nanziellen Einbußen ist mit 6 Monaten Pflegezeit, die das Gesetz vorsieht, 
oftmals die tatsächlich anfallende Pflegedauer bei weitem nicht gedeckt. 
Darüber hinaus ist fraglich, ob durch ein solches Gesetz traditionelle Rol-
lenverteilungen aufgebrochen werden und Männer gleichermaßen bereit 
sind, Familienaufgaben wie die Pflege von Angehörigen zu übernehmen.“ 

Diesen angesprochenen Fragestellungen und insbesondere, ob 

das zum 1.8.2008 in Kraft getretene Pflegezeitgesetz den Bedürf-

nissen der pflegenden Angehörigen entspricht und tatsächlich die 

unterschiedlichen Pflegearrangements in der Praxis positiv flan-

kiert, soll in dieser Arbeit nachgegangen werden. Aber auch die 

Auswirkungen auf Arbeitgeberseite, insbesondere die Folgen der 

Freistellungsansprüche und des besonderen Kündigungsschutzes 

nach § 5 PflegeZG, sollen einer kritischen Betrachtung unterzogen 

werden. Im Einzelnen wird auf die unterschiedlichen Stellschrau-

                                                 
4  Becker/Lauerer (2010), S. 4 
5  Lüdecke/Mnich (2009), S. 17 
6  Lüdecke/Mnich (2009), S. 17; ebenso Rürup (2010), S. 3; Becker/Lauerer 

(2010), S. 25, nach denen angesichts der Notwendigkeit einer Verbesserung 
der Vereinbarkeit von Pflege und Beruf die derzeitigen Regelungen des Pfle-
gezeitgesetzes zu kurz greifen.  
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ben der Freistellung wegen der Übernahme der häuslichen Pflege 

eingegangen. Dies betrifft u.a. den anspruchsberechtigten Perso-

nenkreis, die Dauer der Pflegezeit, die Frage des Entgelts wäh-

rend der Pflegezeit, die Wartezeit und den besonderen Kündi-

gungsschutz.  

Nach der Gesetzesbegründung zum Pflegezeitgesetz sind dessen 

Vorschriften nach dem Vorbild des Bundeselterngeld- und -

Elternzeitgesetzes (BEEG) konzipiert worden. Die Vorschriften 

des Pflegezeitgesetzes weichen jedoch in Teilbereichen von de-

nen des BEEG ab, ohne dass eine sachliche Begründung aus der 

Natur der Pflegezeit gegenüber der Elternzeit erkennbar wäre. In 

der vorliegenden Arbeit werden auch diese Abweichungen darge-

stellt, hinterfragt und Vorschläge für eine aus Sicht des Verfassers 

sachgerechte Lösung entwickelt.  

Die rechtlichen Aspekte des Pflegezeitgesetzes sind aber nicht 

Schwerpunkt der vorliegenden Arbeit, sondern stellen größtenteils 

„nur“ Ergebnisse der Auswertung des zugrundeliegenden sozio-

ökonomischen Datenmaterials dar. Zu Beginn der Ausführungen 

wird deshalb auf die aktuelle und prognostizierte Pflegesituation 

und die Zahl der Pflegebedürftigen ebenso eingegangen wie auf 

den Bedarf bzw. die Bereitschaft nach häuslicher Pflege der na-

hen Angehörigen. Dabei soll insbesondere auf die Frage einge-

gangen werden, inwieweit die häusliche Pflege auch künftig Basis 

der Versorgung pflegebedürftiger Menschen ist, und welchen Bei-

trag das Pflegezeitgesetz hierzu zu leisten vermag. Im Rahmen 

dieser Analyse wird im Verlauf der vorliegenden Arbeit auf einzel-

ne Aspekte des Pflegezeitgesetzes im Detail eingegangen und 

diese werden einer kritischen Betrachtung unterzogen. Dies gilt 

u.a. für folgende Bereiche: 

• Beschränkung des berechtigten Personenkreises auf na-

he Angehörige, 

• Dauer der Pflegezeit und 

• Vergütung während der Pflegezeit. 
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Hinsichtlich dieser einzelnen Aspekte wird nicht nur von der Wis-

senschaft7 und – um das Ergebnis bereits vorweg zu nehmen – 

auch vom Verfasser ein Reformbedarf am geltenden Pflegezeit-

gesetz gesehen, der sich aus der Analyse des sozioökonomi-

schen Datenmaterials ergibt. 

Vereinbarkeit von Erwerbstätigkeit und Pflege erweckt den Ein-

druck einer Gleichzeitig der beiden Bereiche. Das Pflegezeitge-

setz garantiert jedoch einen zeitlichen Ausstieg aus der Erwerbs-

tätigkeit, also ein sequenzielles Hintereinander von Erwerbstätig-

keit und Pflege. Die Gleichzeitigkeit von Erwerbstätigkeit und Pfle-

geübernahme ist erst mit dem Familienpflegegesetz, das zum 

1.1.2012 in Kraft getreten ist, realisiert worden. Dessen Regelun-

gen ergänzen die Vorschriften des Pflegezeitgesetzes und sollen 

deshalb im Rahmen dieser Arbeit im Hinblick auf deren Wirksam-

keit für Verbesserung der Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit und 

Pflege betrachtet werden.  

III.  Untersuchungsdarstellung 

Die vorliegende Arbeit ist in fünf Kapitel aufgeteilt. Im ersten Kapi-

tel sind – wie gesehen – die Problemstellung und der konkrete 

Untersuchungsgegenstand der vorliegenden Arbeit niedergelegt.  

Im nachfolgenden zweiten Kapitel werden im Wesentlichen die 

Zahlen und die Strukturdaten zur Pflegebedürftigkeit in Deutsch-

land und die prognostizierte Entwicklung der Zahl der Pflegebe-

dürftigen bis zum Jahr 2030 dargestellt. Mit diesem zweiten Kapi-

tel erfolgt insofern zunächst eine Bestandsaufnahme, die auch die 

künftige Entwicklung des Pflegepersonenpotentials umfasst, sowie 

Aussagen zur Vereinbarkeit von Erwerbstätigkeit und Pflege trifft. 

Bestandteil dieser Darstellung sind auch Angaben zur Entwicklung 

der häuslichen Betreuung pflegebedürftiger Menschen durch nahe 

Angehörige. Um den Bedarf an zielgerichteten Hilfen und die 

                                                 
7  s. Wille (2010), S. 3 
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Zweckmäßigkeit des Pflegezeitgesetzes bzw. dessen Reformbe-

darf beurteilen zu können, werden im zweiten Kapitel die vorhan-

denen soziodemografischen Daten präsentiert.  

Das dritte Kapitel schließt sich daran an mit einer Darstellung der 

Historie und einer groben Übersicht über die Inhalte des Pflege-

zeitgesetzes. Danach erfolgt eine gerontologisch-theoretische Ein-

ordnung der dem Pflegezeitgesetz zugrunde liegenden Zielset-

zung. Das dritte Kapitel endet schließlich mit der Beschreibung 

von ersten praktischen Erfahrungen mit dem Pflegezeitgesetz.  

Im zentralen vierten Kapitel wird untersucht, inwieweit die mit dem 

Pflegezeitgesetz verfolgten Zielsetzungen (bessere Vereinbarkeit 

von Familie und Beruf, Entlastung der Pflegeversicherung) auch 

tatsächlich erreicht werden können. Entscheidende Vorschriften 

sind dabei die §§ 2-4 PflegeZG, die die Ansprüche auf Freistellung 

wegen Arbeitsverhinderung und wegen Pflegezeit regeln. Im 

Rahmen dieser Darstellung werden insbesondere auch Bezüge 

zum BEEG – das Vorbild für das PflegeZG war – hergestellt und 

kritisch beleuchtet. Schließlich wird der in § 5 PflegeZG normierte 

Sonderkündigungsschutz für pflegende Beschäftigte beschrieben 

und hinsichtlich seines – gegenüber anderen Sonderkündigungs-

schutzrechten – relativ weiten Anwendungsbereichs einer detail-

lierten Prüfung unterzogen.  

Die Ausarbeitung im vierten Kapitel geht auch auf die in der Wis-

senschaft am Pflegezeitgesetz geübte Kritik ebenso ein wie auf 

die Forderungen der politischen Parteien zur Stärkung der häusli-

chen Pflege bzw. zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Er-

werbstätigkeit und Pflege. Neben einer Diskussion über die Aus-

weitung des anspruchsberechtigten Personenkreises, der maxi-

malen Dauer der Pflegezeit und der Frage der Vergütung während 

der Pflegezeit wird auch auf die neue Familienpflegezeit einge-

gangen. 

Das abschließende fünfte Kapitel enthält eine Zusammenfassung 

der Einzelergebnisse der vorliegenden Arbeit. Die sich teilweise 
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entgegenstehenden Einzelergebnisse werden in ihren Wechsel-

wirkungen erläutert und der Versuch unternommen, ein Gesamt-

paket der aus Sicht des Verfassers gebotenen Änderungen des 

Pflegezeitgesetzes zu entwickeln. In dieses Gesamtpaket wird das 

seit 1.1.2012 geltende Familienpflegezeitgesetz einbezogen.  

IV.  Forschungsstand 

1.  Datenmaterial 

Der Forschungsstand hinsichtlich der in dieser Arbeit untersuchten 

einzelnen Aspekte und Problematiken ist recht unterschiedlich. 

Auf der einen Seite existiert relativ umfangreiches Datenmaterial 

zur aktuellen Zahl der pflegebedürftigen Menschen in Deutschland 

und deren Versorgung in den unterschiedlichsten Pflegearrange-

ments8. Ebenfalls nachvollziehbar berechnet ist die Entwicklung 

der Zahl der Pflegebedürftigen bis zum Jahr 2050. Unsicherheiten 

bestehen dagegen bei der Prognose des zukünftigen Pflegepoten-

tials, also derjenigen Personen, die als nahe Verwandte oder als 

ehrenamtliche Personen in der Lage und bereit sind, die Pflege zu 

übernehmen. Die Unsicherheiten beruhen im Wesentlichen dar-

aus, dass verschiedene relevante Faktoren, wie die Entwicklung 

der Erwerbsquote von Frauen, die Entwicklung der Vollerwerbs-

quote, die Zuwanderung und allgemeine Veränderungen in den 

Moralvorstellungen Einfluss auf die künftige Entwicklung des 

häuslichen Pflegepotentials haben.  

Die beschriebenen Unsicherheiten setzen sich fort bei der Beurtei-

lung, wie sich zukünftig die Pflegebedürftigen auf die unterschied-

lichen Pflegearrangements, also auf die häusliche Betreuung, 

sowie die ambulante und die stationäre Unterbringung verteilen. 

                                                 
8  s. Heusinger/Klünder (2004), S. 183 ff.; Heinemann-Knoch/Knoch/Korte 

(2006), S. 147 
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Hierzu gibt es – soweit überhaupt möglich – noch keine fundierten 

Erkenntnisse, sondern lediglich Näherungswerte9.  

In verschiedenen Untersuchungen werden zwar die zeitlichen, 

physischen und psychischen Belastungen der Pflege beschrie-

ben10. Studien zu den finanziellen Konsequenzen für die Pflege-

personen bei der Übernahme der häuslichen Pflege eines Ange-

hörigen sowie zur Effektivität und Effizienz von Maßnahmen zur 

Unterstützung der informellen häuslichen Pflege sind kaum er-

sichtlich11. Auch exakte Angaben zum Anteil pflegender erwerbs-

tätiger Menschen an der Gesamtzahl der erwerbstätigen Bevölke-

rung fehlen12. Dürftig sind auch die Erkenntnisse über die Gründe, 

die Pflegepersonen dazu veranlassen, die Arbeitszeit im Vergleich 

zur Betreuung von Kindern weit seltener zu reduzieren. Hier be-

steht ein Erkenntnisvakuum, das bislang nur durch nicht belegte 

Vermutungen gefüllt ist13.  

2.  Erfahrungen mit dem geltenden Pflegezeitgesetz 

Kaum fundierte Erkenntnisse existieren insbesondere auch für die 

Auswirkungen des Pflegezeitgesetzes. Zum Pflegezeitgesetz und 

seinen Folgen auf die Pflegebereitschaft und insgesamt auf die 

häusliche Versorgung ist die Datenlage mehr als dürftig. Eine 

umfassende Evaluation der Auswirkungen des Pflegezeitgesetzes 

und des – im Laufe der Erstellung dieser Arbeit in Kraft getretenen 

                                                 
9  z.B. Pohl (2010), S. 366ff, der anhand zweier unterschiedlicher Szenarien die 

Verteilung in den drei genannten Pflegearrangements bis zum Jahr 2020 be-
rechnet hat. Im ersten Szenario hat Pohl angenommen, dass die Verteilung 
der Pflegebedürftigen auf die verschiedenen Versorgungsformen in der Zu-
kunft der Verteilung im Jahr 2005 entspricht. Im Alternativszenario wird das 
Niveau der pflegenden Angehörigen auf das Niveau des Jahres 2005 festge-
schrieben. 

10  s. Sauerborn (2011) 
11  s. Schneider (2006), S. 515, die hier Forschungsbedarf sieht. 
12  so Rumpf (2007), S. 124 
13  s. Becker/Lauerer (2010), S. 14, die als denkbare Gründe für diesen Befund 

fehlende Flexibilität bei der Pflegetätigkeit, mangelnde Mobilität des Gepfleg-
ten, psychische Belastung und die Unsicherheit über die Dauer der Pflegebe-
dürftigkeit angeben. 
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– Familienpflegezeitgesetzes hat bislang nicht stattgefunden und 

scheint von der Bundesregierung auch nicht geplant zu sein14. Die 

bisherigen in der Literatur geschilderten Auswirkungen des Pfle-

gezeitgesetzes beruhen im Wesentlichen auf Befragungen, die 

aber nicht repräsentativ sind. Bislang ebenfalls noch nicht umfas-

send untersucht sind die arbeitgeberseitigen Kosten der mangeln-

den Vereinbarkeit von Pflege und Erwerbsarbeit in der Bundesre-

publik Deutschland15. Wenig untersucht sind auch andere Vor-

schriften anderer europäischer Länder zur Freistellung wegen der 

Pflegeübernahme16, so dass auch hieraus kaum Schlussfolgerun-

gen für die Ausgestaltung des Pflegezeitgesetzes abgeleitet wer-

den können. 

3.  Soziologisch-juristische Verzahnung 

Die Sichtung der Literatur zur Pflegesituation in Deutschland, zur 

Familienarbeit, zur Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit und Pflege 

sowie zum Pflegezeitgesetz hat als Ergebnis eine deutliche Tren-

nung von soziologischen Ausarbeitungen zur Pflegesituation auf 

der einen Seite und rein juristische Expertisen zum Pflegezeitge-

setz auf der anderen Seite ergeben. In den soziologischen Arbei-

ten findet sich umfangreiches Datenmaterial zur Struktur der Pfle-

ge, zur Verteilung von stationärer und häuslicher Pflege, zum Alter 

der Pflegenden, zu den Doppelbelastungen der Pflegenden bei 

gleichzeitiger Erwerbsarbeit und Pflege sowie zu den Auswirkun-

gen von Erwerbsunterbrechungen auf Einkommens- und Karriere-

                                                 
14  Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2011), S. 22, 

danach wird nur die Anzahl der Arbeitgeber, die Leistungen nach dem neuen 
Familienpflegegesetz in Anspruch nehmen, der Zahl der damit geförderten 
Beschäftigten und der entstehenden Kosten erfasst. Erst im Lichte dieser Er-
gebnisse wird geprüft, ob eine weitergehende wissenschaftliche Evaluation 
der Wirkungen und Kosten erfolgen soll. 

15  s. Schneider (2006), S. 508, die nur auf kanadische Studien aus den 1990er 
Jahren verweist, wonach mehr als jeder zehnte Arbeitnehmer mit Pflegetätig-
keiten mindestens sechs volle Arbeitstage pflegebedingt der Arbeit fernblieb. 

16  so die Beobachtungsstelle für gesellschaftspolitische Entwicklung in Europa 
(2010), S. 2 
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perspektiven und vieles mehr. Diese entsprechenden Berichte, 

Untersuchungen und Aufsätze beschreiben allerdings größtenteils 

nur die empirischen Befunde; es werden aber nur selten die sich 

hieraus für die Verfasser ableitbaren Konsequenzen dargestellt, 

und wenn ja, beschränken sich diese auf allgemeine Forderungen, 

wie u.a. eine stärkere Flexibilisierung der Arbeitszeit, eine ge-

schlechtergerechtere Verteilung der Übernahme der häuslichen 

Pflege oder bessere finanzielle Rahmenbedingungen für die Pfle-

gepersonen. In den wenigen soziologischen Ausarbeitungen, in 

denen auch Konsequenzen der Untersuchungsbefunde aus Sicht 

der jeweiligen Verfasser angemahnt werden, geschieht dies meist 

nur sehr pauschal oder bruchstückhaft.  

Ganz im Gegensatz dazu steht das Ergebnis der Sichtung der 

juristischen Literatur zum Pflegezeitgesetz. Dort erfolgt zwar in der 

Regel ein Bezug auf die gesetzgeberische Intention des Gesetz-

gebers, nämlich der besseren Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit 

und Pflege, die Ausführungen beschränken sich aber bis auf we-

nige Ausnahmen auf die Interpretation der einzelnen Vorschriften 

des Pflegezeitgesetzes bzw. deren Umsetzung in der betriebli-

chen Praxis. Empirische Erkenntnisse über die Pflegestruktur in 

Deutschland, die geschlechtergerechte familiäre Arbeit bzw. Ana-

lysen der Pflegesituation auf Basis soziologischer oder spezifi-

scher gerontologischer Forschungen sind in den juristischen Ar-

beiten kaum zu finden.  

Dieses Nebeneinander der soziologischen und der juristischen 

Literatur zu ein und demselben Gesetz bzw. zu einem Regelungs-

bereich war einer der Gründe des Verfassers, sich der Themen-

stellung dieser Arbeit anzunehmen. Der Verfasser dieser Arbeit 

hatte sich bereits intensiv mit dem Pflegezeitgesetz befasst. Ne-

ben einem Basiskommentar zum Pflegezeitgesetz hat er sich in 

mehreren Aufsätzen mit dem Pflegezeitgesetz und Urteilsanmer-

kungen unter rein juristischen Aspekten auseinandergesetzt:  



26 

• Das Pflegeweiterentwicklungsgesetz – Eine Übersicht un-

ter Berücksichtigung der Rechte von Personal- und Be-

triebsrat, ZBVR online 2008, Nr. 12, 31-35 

• Das neue Pflegezeitgesetz, in: Arbeit und Arbeitsrecht 

2008, 328-330, 

• Pflegezeitgesetz, Basiskommentar, 1. Aufl., Frankfurt a.M. 

2009, 

• Freistellung für die Pflege naher Angehöriger, in: Der Per-

sonalrat 2009, 195-199, 

• Anmerkung zum Urteil des LAG Stuttgart vom 31.3.2010 – 

20 Sa 87/09, in: jurisPR-ArbR 26/2010 Anm. 2, 

• Das neue Familienpflegezeitgesetz, in: Der Personalrat 

2012, 20-24, 

• Pflegezeitgesetz und Familienpflegezeitgesetz, Basiskom-

mentar, 2. Aufl., Frankfurt a.M. 2012. 

Im Laufe der Beschäftigung mit dem Pflegezeitgesetz wuchs da-

bei die Erkenntnis, dass sich die zwei genannten Fakultäten – also 

die soziologische und die juristische – quasi unabhängig vonei-

nander mit der häuslichen Pflege und der mit der Pflegeproblema-

tik verbundenen arbeitsrechtlichen Freistellung beschäftigen. Die-

ses Ergebnis ist umso bemerkenswerter, als erst durch die Kennt-

nisse z.B. der tatsächlichen Pflegedauer, der Bedarfe häuslich 

Pflegender und insgesamt der soziologischen Fakten der häusli-

chen Pflegetätigkeit die für die daraus resultierenden rechtlichen 

Folgerungen notwendige Basis geschaffen wird. Ebenso bemer-

kenswert war beim Studium der soziologischen Literatur, dass die 

Ausführungen vielfach im Deskriptiven stecken blieben und finale 

Ausführungen zu den hieraus abzuleitenden gesetzgeberischen 

Folgen zu einem großen Teil einfach unterblieben oder ausge-

spart wurden. Erst in jüngster Zeit ist es durch die Ausarbeitung 

von Becker und Lauerer von Ende 2010, die das Ergebnis einer 

aus Mitgliedern verschiedener Fakultäten bestehenden Arbeits-
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gruppe ist, gelungen, die empirische Erkenntnis mit konkreten 

juristischen Konsequenzen nachzuzeichnen17.  

Daran anknüpfend soll mit der vorliegenden Arbeit deshalb der 

Versuch unternommen werden, das noch vorhandene Vakuum 

der Verzahnung soziologischer Erkenntnisse mit juristischen 

Schlussfolgerungen zu füllen. Ziel des Verfassers war es dabei 

zunächst, soweit als möglich den aus seiner Sicht am geltenden 

Pflegezeitgesetz für notwendig erachteten Novellierungsbedarf mit 

einer „soziologischen Rechtfertigung“ zu begründen. Im Laufe der 

Befassung mit dem Thema der vorliegenden Arbeit musste dieser 

(vielleicht typisch juristische) Ansatz aber insoweit auf den Kopf 

gestellt werden, als vielmehr nun die soziologischen bzw. geronto-

logischen Erkenntnisse die Basis für die daraus abzuleitenden 

juristischen Schlussfolgerungen sind.  

Die Ausführungen in der vorliegenden Arbeit sind eng auf das 

Pflegezeitgesetz und das Familienpflegezeitgesetz beschränkt. 

Andere, mit der Sicherstellung einer bedarfsgerechten Pflege ver-

bundene Fragestellungen, wie z.B. die Frage, wo die Pflegebe-

dürftigen zukünftig gepflegt werden sollen, welche Infrastrukturen 

hierfür notwendig sind, oder welche zusätzlichen Hilfeangebote 

betreuende Familienangehörige benötigen, werden in der vorlie-

genden Arbeit bewusst ausgeklammert. Gleiches gilt für die Fra-

ge, ob perspektivisch der Vorrang der Angehörigenpflege auf-

rechterhalten bleiben soll oder eine stärkere professionelle Pflege, 

wie sie z.B. in den nordeuropäischen Ländern bereits gegenwärtig 

vollzogen wird, die adäquate Lösung zur Abdeckung des zuneh-

menden Pflegebedarfs ist. Insofern wird die wohl noch immer of-

fene Frage, ob die Zurückhaltung der meisten Pflegefamilien ge-

genüber Sachleistungen aus einem Autonomiebedürfnis ent-

springt oder primär die Gewährung von Geldleistungen im Vorder-

grund steht, nicht behandelt18. Sowohl die teil- oder vollstationäre 

Unterbringung als auch die häusliche Pflege sind mit unterschied-

                                                 
17  s. Becker/Lauerer (2010) 
18  s. zum Stand der Diskussion Rumpf (2007), S. 34 f. m.w.N. 


